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Wissensmodul W 3: Verfahren vor dem Gerichtshof der EU 

A. Standort 

Der Gerichtshof der Europäischen Union besteht aus zwei Spruchkörpern: dem Gerichtshof (EuGH) und 

dem Gericht (EuG). Das Primärrecht sieht weitere Fachgerichte vor; nach der Auflösung des Gerichts für 

den öffentlichen Dienst (EuGöD) im Jahr 2016 und der Erhöhung der Richterzahl am EuG sind derzeit 

jedoch keine eingerichtet. Der Gerichtshof in seiner Gesamtheit sichert die Wahrung des Rechts bei der 

Auslegung und Anwendung der Verträge (Art. 19 Abs. 1 EUV) 

Der EuGH steht an der Spitze der Unionsgerichtsbarkeit. Er besteht aus einem Richter je Mitgliedstaat 

und wird von elf Generalanwälten unterstützt; am Gericht sind mittlerweile zwei Richter pro Mitglied-

staat tätig. Die Zuständigkeiten des Gerichtshofs können in drei Kategorien zusammengefasst werden:  

1. Ein Mitgliedstaat, ein EU-Organ sowie natürliche oder juristische Personen können Klagen erheben, 

mit denen die Verletzung der Verträge (Art. 258, 259 AEUV), die Rechtswidrigkeit von Gesetzgebungsak-

ten und Handlungen der Organe, Agenturen und Einrichtungen (Art. 263 AEUV) sowie die Untätigkeit der 

Organe (Art. 265 AEUV) geltend gemacht wird. Wird eine solche Klage von einer natürlichen oder juristi-

schen Person erhoben, ist das Gericht als Eingangsinstanz zuständig. Es kann ein Rechtsmittel zum EuGH 

eingelegt werden.  

2. In die zweite Kategorie fallen Vorabentscheidungsverfahren, in denen mitgliedstaatliche Gerichte den 

Gerichtshof um die Auslegung des Unionsrechts oder um die Prüfung der Gültigkeit von Handlungen der 

Organe, einschließlich den Erlass des Sekundärrechts, ersuchen (Art. 267 AEUV). Dieses Verfahren liegt 

in der ausschließlichen Zuständigkeit des EuGH. Das Gericht kann in besonderen, in der Satzung festge-

legten Sachgebieten für Vorabentscheidungen für zuständig erklärt werden. Das Verfahren dient der 

Rechtseinheit in der Union. Es ist darauf ausgerichtet, unionsrechtliche Begriffe des Primär- und Sekun-

därrechts für alle Behörden und Gerichte in den Mitgliedstaaten wie für die EU-Organe einheitlich aus-

zulegen. Der EuGH entscheidet dabei weder über Tatsachenfragen, die im Rahmen des Ausgangsrechts-

streits aufgeworfen werden, noch über Streitfragen betreffend die Auslegung oder Anwendung nationa-

len Rechts. Ein nationales Gericht muss sich an den EuGH wenden, wenn es Zweifel an der Gültigkeit 

eines Unionsrechtsaktes hat. Der EuGH beansprucht das Verwerfungsmonopol für das Unionsrecht, in 

dem allein im Rahmen des Eilrechtsschutzes eine begrenzte Ausnahme besteht. 

3. Die dritte Kategorie ist für alle weiteren besonderen Verfahren reserviert, die dem Gerichtshof durch 

die Verträge ausdrücklich zugewiesen sein müssen. 
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B. Inhalt  

Das Primärrecht der Europäischen Union trifft in Art. 19 EUV und Art. 251 ff. AEUV Regelungen über 

den Gerichtshof der Europäischen Union. Für die Erste Prüfung besonders relevant sind das Vertrags-

verletzungsverfahren (Art. 258 AEUV), die Nichtigkeitsklage (Art. 263 AEUV) und das Vorabentschei-

dungsverfahren (Art. 267 AEUV). 

I. Überblick der Verfahrensarten 

 Vertragsverletzungs- 
verfahren 

Nichtigkeitsklage Vorabentscheidungs-
verfahren 

Normen Art. 258 ff. AEUV Art. 263 AEUV Art. 267 AEUV 

Zuständigkeit EuGH erstinstanzlich EuG EuGH 

Funktion Prüfung der Vereinbarkeit 
mitgliedsstaatlicher Hand-
lung mit Verträgen 
• Objektive Rechtskon-

trolle 

• Objektive Rechtmä-
ßigkeits-kontrolle 

• subjektiver Rechts-
schutz 

 

• Sicherung einheitli-
cher Anwendung des 
Unions-rechts 

• Fortentwicklung des 
Unionsrechts 

Wirkung des Ur-
teils 

• Feststellungsurteil 
• In weiterem Schritt 

Zwangsgeldfestset-
zung möglich 

 

• Gestaltungsurteil 
• Nichtigerklärung des 

Rechtsaktes 
 

• Keine abschließende 
Entscheidung des Aus-
gangs-verfahrens 

• Verbindliche Ausle-
gung des Unions-
rechts 

II. Zulässigkeitsvoraussetzungen 

 Vertragsverletzungsverfahren Nichtigkeitsklage 

1.  Beteiligten- 
fähigkeit 

• Kommission  
• Mitgliedsstaaten,  

nicht aber Gliedstaaten 

• Organe der Union 
• Mitgliedstaaten 
• Natürliche und juristische Personen 
• Nationale Parlamente und Ausschuss 

der Regionen (AdR) 

2.  Prozessgegen-
stand 

Verletzung des Unionsrechts Handlung der Unionsorgane 

3.  Klagebefugnis Überzeugung von der Unionsrechtswid-
rigkeit des Verhaltens eines Mitglieds-
staates  

• Privilegierte Kläger nach Art. 263 
Abs. 2 AEUV stets klagebefugt 

• Nicht-privilegierte Kläger vgl. Art. 
263 Abs. 3 und 4 

• Abs. 3: Wahrung eigener 
Rechte 

• Abs. 4: unmittelbare und in-
dividuelle Betroffenheit 
(Plaumann- Formel) 

4. Vorverfahren Mitgliedsstaat bekommt Gelegenheit zur 
Stellungnahme 

 

5. Frist  zwei Monate, Art. 263 Abs. 6 AEUV 

  



 

Onlinemodul Europarecht   Prof. Dr. Frank Schorkopf  

 
3 

 
   

 

 Vorabentscheidungsverfahren 

1. Vorlage- 
berechtigung 

Mitgliedstaatliches Gericht 

2. Vorlage- 
genstand 

• Auslegung der Verträge, Art. 267 Abs. 1 lit. a) 
• Gültigkeit und Auslegung sonstigen Unionshandelns,  

Art. 267 Abs. 1 lit. b), 
v.a. Auslegung von Sekundärrecht 

3. Vorlagefrage • Darf sich lediglich auf Auslegung des Unionsrechts, nicht aber auf Anwendung 
des konkreten Falls oder auf Vereinbarkeit mit mitglied-staatlichem Recht be-
ziehen 

• Aber: Umdeutung “falsch” formulierter Vorlagefrage durch EuGH 

4. Entscheidungser-
heblichkeit 

• Rechtsstreit muss von Vorlagefrage abhängen 
• Einschätzungsspielraum des vorlegenden Gerichts 

III. Begründetheit 

Vertragsverletzungs 
verfahren 

Nichtigkeitsklage Vorabentscheidungs- 
verfahren 

Zurechenbarer Verstoß gegen 
Unionsrecht 
 

• Formelle Unionsrechtswidrig-
keit 

• Materielle Unionsrechtswid-
rigkeit, insb. Prüfung mindes-
tens eines der folgenden Kla-
gegründe:  
 Unzuständigkeit 
 Verletzung wesentlicher 

Formvorschriften 
 Verletzung der Verträge 

(Primärrecht) oder eines 
bei deren Durchführung 
anzuwendenden Rechts-
norm (Sekundär-/”Terti-
ärrecht”) 

 Ermessensmissbrauch 

Keine Begründetheit im her-
kömmlichen Sinne: 
EuGH entscheidet verbindlich 
über Auslegung des Unionsrechts 

C. Prüfungsrelevanz 

Die Prüfungsrelevanz der Verfahrensarten vor dem EuGH ist hoch. Es sind mehrere Klausurkonstellati-

onen denkbar: Zunächst ist eine vollumfänglich europarechtliche Klausur als Verfahren vor dem EuGH 

möglich. In diesem Rahmen lassen sich Zulässigkeit und Begründetheit wie bei Verfahren vor den na-

tionalen Gerichten prüfen. Erwartet wird hierbei nicht ein vertieftes Wissen über die prozessualen Be-

sonderheiten der Klagearten vor dem EuGH, sondern vielmehr die Fähigkeit, Zulässigkeit und Begrün-

detheit in ihren Grundzügen sauber zu prüfen (zur Zulässigkeit und Begründetheit der Nichtigkeitsklage 

(→ siehe Fall 1), zur Zulässigkeit eines Vorabentscheidungsverfahrens (→ siehe Fall 2), Zulässigkeit und 

Begründetheit eines Vertragsverletzungsverfahrens (→ siehe Fall 7). 

Daneben ist der EuGH auch gesetzlicher Richter im Sinne des Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG. Deshalb kann 

eine Verfassungsbeschwerde erhoben werden, wenn dem Bürger das Verfahren vor dem EuGH nicht 
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ermöglicht wird. Denkbar ist insbesondere der Fall, dass ein deutsches Fachgericht seiner Vorlage-

pflicht nicht nachkommt (→ siehe Wissensmodul W 10). In diesem Zusammenhang wäre dann auch 

zu erörtern, nach welchen unionsrechtlichen Vorgaben das Vorlagerecht zu einer Vorlagepflicht wird 

und welche Kontrolldichte das Bundesverfassungsgericht in solch einer Konstellation anwendet. 
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